
STADT PFULLENDORF
/^/
^

Satzung über ein Vorkaufsrecht für Flächen im Bereich „Bahnholzer-Weg-
Acker, Alexanderswinkel"

Aufgrund der § 4 der Gemeindeordnung in der Fassung vom 24. Juli 2000, zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBI. S. 229, 231) (GemO)
und § 25 Abs. 1 S. 2 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.
Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist (BauGB), hat der Stadtrat der
Stadt Pfullendorf am 3^. ^>. isiS, folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Gegenstand

Für das auf der Gemarkung der Stadt Pfullendorf liegende Areal „Bahnholzer-Weg-
Äcker, Alexanderswinkel" ist im Rahmen der Fortschreibung des Flächennutzungs-
plans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Pfullendorf, Herdwangen-
Schönach, lllmensee, Wald beabsichtigt, Flächen für Freiflächenphotovoltaikanlagen
bauleitplanerisch auszuweisen. Es werden dementsprechend städtebauliche Entwick-
lungs- und Ordnungsmaßnahmen für diesen Bereich in Betracht gezogen.

§ 2 Räumlicher Geltungsbereich

(1) Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist in dem sich aus dem beigefüg-
ten Lageplan vom 12.10.2023 durch eine rot dargestellt Linie zeichnerisch abge-
grenzt. Er umfasst die folgenden Flurstücksnummern, bzw. auch Teilflächen hier-
von, auf der Gemarkung Pfullendorf:

1245,
1246,
1247,
1248,
1249,
1250,
1251,
1252,
1253,
1254,
1255,
1256,

1257,
1258,
1260,
1263,
1264,
1265,
1320,
1319,
1321,
1322,
1318/2,
1323,
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1324,
1325,
1317,
1326,
1316,
1315,
1314,
1313,
1312,
1327,
1328,
1329,



1330,
1331,
1332,
1333,
1334,
1335,
1336,
1270,
1267,
1268,
1272,
1273/1,
1100/1,
1280,
1281,
1282,
1283,
1290,
1297,
1342,
1341,

1340,
1339,
1338,
1337,
1347,
1346,
1348,
1349,
1350,
1351,
1352,
1353,
1354,
1355,
1380,
1344,
1430,
1470,
1469,
1468,
1467,

1465/1,
1465/2,
1464/2,
1464,
1463,
1462/1,
1431,
1432,
1433,
1434,
1435/1,
1435/2,
1443/1,
1444/1
1445,
1446/3,
1446/4,
1446/6,
1446/7,
1446/8.

(2) Im Falle eines Widerspruches zwischen der textlichen Beschreibung der Flurstü-
cke und dem Lageplan beansprucht der Lageplan vorrangige Geltung

§ 3 Besonderes Vorkaufsrecht

(1) Im räumlichen Geltungsbereich dieser Vorkaufsrechtssatzung steht der Stadt Pful-
lendorf nach § 25 Abs. 1 S. 2 BauGB zur Sicherung einer geordneten städtebauli-
chen Entwicklung im Sinne des § 1 dieser Satzung ein Vorkaufsrecht zu.

(2) Die Ausübung des Vorkaufsre'chts richtet sich nach den einschlägigen gesetzli-
chen Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB).

§ 4 Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Hinweise:

Unbeachtlich sind nach § 215 Abs. 1 BauGB

1. eine etwaige Verletzung von in § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BauGB bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften und

2. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs
beim Zustandekommen dieser Satzung

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekom-
men dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Ge-
meinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen
soll, ist zu bezeichnen.

Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Abweichend hier-
von kann die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften auch nach Ablauf der
Jahresfrist von jedermann geltend gemacht werden, wenn der Bürgermeister dem Sat-
zungsbeschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat oder
wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Satzungsbeschluss
beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat.

Pfullendorf, den .^'/(/f- ^^

s

^

erRalph Gerst

Bürgermeister

^.A^
22

-v. ii,m^ ft-
0^m^

Seite 3 von 9



Begründung der Satzung über ein Vorkaufsrecht für Flächen im Bereich

„Bahnholzer-Weg-Äcker, Alexanderswinkel":

Die Stadt Pfullendorf zieht städtebauliche Maßnahmen in dem in § 2 der Satzung

genannten Bereich ernsthaft in Betracht, insbesondere vor dem Hintergrund ge-

stellter Anträge auf Bauvorbescheid für Freiflächenphotovoltaikanlagen. Diese

Satzung soll der geordneten städtebaulichen Entwicklung der Planung von An-

lagen für erneuerbare Energien sichern.

1. Abstrakte Ausgangslage

In der Regionalplanung müssen bis 2025 besonders geeignete Flächen als Vorrang-

gebiete (mindestens 0,2 Prozent) ausschließlich für die Windkraftnutzung oder Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen reserviert werden.

Die Stadt Pfullendorf strebt unter anderem vor diesem Hintergrund im Rahmen der

Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Pfullendorf, Herdwangen-Schönach, lllmen-

see, Wald (WG) eine Fortschreibung des Flächennutzungsplanes an. Dabei sollen

zur städtebaulichen Ordnung und Steuerung von Freiflächenphotovoltaikanlagen auf

Flächen der Gemarkung der Stadt Pfullendorf „Sammelbereiche" ausgewiesen wer-

den.

Sammelbereiche auszuweisen eignet sich aufgrund der sich ergebenden Synergieef-

fekte für die tatsächliche Umsetzung solcher Anlagen deutlich besser als die Errich-

tung vieler einzelner Anlagen. Für eine Bündelung spricht insbesondere, dass weniger

Anbindungen, wie z. B. Netzverknüpfungen, an die elektrische Infrastruktur, also an

das Stromnetz, hergestellt werden müssen. Durch die Festlegung entsprechender

Sammelbereiche im Flächennutzungsplan und deren Folge für die Aufstellung von Be-

bauungsplänen für entsprechende Anlagen lassen sich darüber hinaus die mit der Er-

richtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen verbundenen städtebaulichen Bodennut-

zungen planerisch am besten bewältigen.

Eine beabsichtigte Ausweisung entsprechender Sammelbereiche, unter anderem
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durch Sonderbauflächen im Flächennutzungsplan, stellt den ersten Schritt zur Umset-

zung entsprechender Anlagen dar. Hieran anschließend kann die Stadt Pfullendorf

dann entsprechende Bebauungspläne, die nach § 8 BauGB aus dem Flächennut-

zungsplan zu entwickeln sind, aufstellen, um die baurechtlichen Rahmenbedingungen

für die konkret geplante Nutzung zu schaffen.

2. Bisherige Flächennutzungsplanfortschreibung der Verwaltungsgemeinschaft

a)
Die WG hat daher in der Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses der Verwaltungs-

gemeinschaft vom 22.03.2022 die Durchführung entsprechender Vorbereitungsunter-

suchungen in Auftrag gegeben. Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung wird als An-

läge 1 beigefügt.

In der kurz darauffolgenden frühzeitigen Offenlage (§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1, 4a Abs. 2

BauGB) zur Fortschreibung des Flächennutzungsplanes konnten die Fläche noch

nicht dargestellt werden. Es wurde jedoch im Rahmen der Öffentlichen Bekanntma-

chung bereits zu diesem Zeitpunkt darauf hingewiesen, dass die Potentialflächen für

Sonderbauflächen unter anderem auch für Freiflächen-PV-Anlagen ausgewiesen wer-

den sollen (Anlage 2).

^

Zur Bestimmung geeigneter Bereiche wurde in der Folge insbesondere eine Eignungs-

analyse und Standortalternativenprüfung in Auftrag gegeben. Hieraus ergaben sich

mehrere geeignete Flächen zur Ausweisung entsprechender Sammelbereiche (An-

läge 3).

b)
Für Grundstücke in dem Gebiet „Bahnholzer-Weg-Äcker, Alexanderswinkel" (Nr. 30

der Standortalternativenprüfung) wurden darüber hinaus durch Dritte bereits Bauvor-

anfragen zur Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage eingereicht.

Diese Bauvorbescheidsverfahren sind bei der unteren Baurechtsbehörde der Stadt

Pfullendorf aber derzeit gem. § 54 Abs. 1 LBO ausgesetzt, da die bauplanungsrechtli-
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chen Voraussetzungen für ihre Genehmigung noch nicht vorliegen und die Stadt Pful-

lendorf Bebauungspläne für weitere Freiflächenphotovoltaikanlagen erst aufstellen

möchte, wenn der Flächennutzungsplan entsprechend den eingangs geschilderten

Absichten geändert wurde (Anlage 4). Die untere Baurechtsbehörde der Stadt Pful-

lendorf hält auch die neue Vorschrift des § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB für nicht einschlägig

oder analog anwendbar bei den Bauvoranfragen. Die Vorschrift nimmt auf § 48 Abs. 1

Nr. 5 a), b) oder c) EEG Bezug. Die Norm hat - ausgewählt wiedergegeben - den

folgenden Wortlaut:

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz - EEG 2023)

§ 48 Solare Strahlungsenergie

(1) Für Strom aus Solaranlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, beträgt dieser

vorbehaltlich der nachfolgenden Absätze 7 Cent pro Kilowattstunde, wenn die Anlage

[...]
5. eine besondere Solaranlage ist, die den Anforderungen entspricht, die in einer Festlegung der

Bundesnetzagentur nach § 85c an sie gestellt werden, und errichtet worden ist

a) auf Ackerflächen, die kein Moorboden sind und nicht rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet

im Sinn des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes oder als Nationalpark im Sinn des § 24 des Bun-

desnaturschutzgesetzes festgesetzt worden sind, mit gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf dersel-

ben Fläche,

b) auf Flächen, die kein Moorboden sind und nicht rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet im Sinn

des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes oder als Nationalpark im Sinn des § 24 des Bundesnatur-

schutzgesetzes festgesetzt worden sind, mit gleichzeitiger landwirtschaftlicher Nutzung in Form eines

Anbaus von Dauerkulturen oder mehrjährigen Kulturen auf derselben Fläche,

c) auf Grünland bei gleichzeitiger landwirtschaftlicher Nutzung als Dauergrünland, wenn die Fläche

kein Moorboden ist, nicht rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet im Sinn des § 23 des Bundesna-

turschutzgesetzes oder als Nationalpark im Sinn des § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes festge-

setzt worden ist, nicht in einem Natura 2000-Gebiet im Sinn des § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bun-

desnaturschutzgesetzes liegt und kein Lebensraumtyp ist, der in Anhang l der Richtlinie 92/43/EWG

aufgeführt ist,

L

Hieraus schlussfolgert die untere Baurechtsbehörde der Stadt Pfutlendorf, was insbe-

sondere aus § 48 Abs. 1 Nr. 5 a), b), c) jeweils letzter Halbsatz EEG hervorgeht, dass

von § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB primär Agri-Photovoltaikanlagen gemeint sind.

c)
Außerdem hat die Stadt südlich des Geltungsbereichs des Satzungsentwurfs bereits
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Flächen erworben, um dort künftig Freiflächenphotovoltaikanlagen zu planen. Hierzu

haben die Stadtwerke Pfullendorf bereits ein erstes grobes Plan- und Nutzungskon-

zept entwickelt, dessen planerische Darstellungen wie folgt sind:
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Durch die in Abb. 3 angedachte Projektfläche verspricht sich die Stadt Pfullendorfstäd-

tebauliche Synnergieeffekte zu dem in der Nähe befindlichen Sondergebiet Seepark

und dem in der Nähe befindlichen Gewerbegebiet (Gewerbegebiet Otterswanger

Straße -1. Änderung).

Außerdem beabsichtigt die Stadt die jeweiligen Ortschaften bzw. deren Gemarkungen

zu entlasten. Hierzu beabsichtigt die Stadt, verstärkt in der Gemarkung Pfullendorf

entsprechende Flächen auszuweisen, auch wenn die Flächen teilweise nur bedingt

geeignet sind für Freiflächenphotovoltaikanlagen. Wegen der Bauvoranfragen in dem

Bereich ist nicht pauschal von einer bedingten Geeignetheit auszugeben, sondern von

einer durchschnittlichen Geeignetheit, auch weil sich dort z. B. bereits eine Biogasan-

läge befindet. Es sollen so auch wertvolle landwirtschaftliche Flächen auf den Gemar-

kungen der Ortschaften geschont werden.
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Die Stadt Pfullendorf möchte insgesamt auf diesem Wege - durch die geplanten Dar-

Stellungen im Flächennutzungsplan - erreichen, dass Freiflächenphotovoltaikanlagen

nicht ungesteuert, sondern nur an geeigneten Standorten und in festgelegten Sam-

melbereichen errichtet werden. Hierdurch sollen die städtebauliche Steuerung und

Ordnung solcher Anlagen gesichert werden. Für den hier einschlägigen Bereich

„Bahnholzer-Weg-Äcker, Alexanderswinkel" wird die Ausweisung eines Sondergebie-

tes für Freiflächenphotovoltaikanlagen im Flächennutzungsplan angestrebt.

3. Planungen Dritter

Der Verwaltung wurden nunmehr Pläne eines Dritten bekannt, in dem Bereich „Bahn-

holzer-Weg-Äcker, Alexanderswinkel" Grundstücke aufzukaufen, um dort eine abwei-

chende Nutzung zu verwirklichen, welche die Errichtung von Freiflächenphotovoltaik-

anlagen unmöglich machen würde.

Dies würde jedoch gleichzeitig die planerische Idee der Stadt Pfullendorf und der ver-

einbarten Verwaltungsgemeinschaft zur Steuerung der Anlagen in Sammelbereichen

erheblich beeinträchtigen.

L

Zur Sicherung der durch die Änderung des Flächennutzungsplanes in Betracht gezo-

genen städtebaulichen Maßnahmen und der hierdurch geplanten geordneten städte-

baulichen Entwicklung ist daher die Begründung eines Vorkaufsrechts auch an nicht

von § 24 Abs. 1 Nr. 5 BauGB erfassten Außenbereichsflächen in dem zur Ausweisung

als Sammelbereich Nr. 30 angedachten Bereich „Bahnholzer-Weg-Äcker, Alexanders-

winke!" notwendig.

4. Besondere Vorkaufsrechtssatzung

Die Stadt kann nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Gebieten, in denen sie städtebauliche

Maßnahmen in Betracht zieht, zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Ent-

Wicklung durch Satzung Flächen bezeichnen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den

Grundstücken zusteht.

Hierzu soll die Vorkaufsrechtssatzung dienen.
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Die Stadt hat durch die Gemeinderatsbeschlüsse im März 2022 hinreichend deutlich

gemacht, dass sie entsprechende städtebauliche Maßnahmen in Form der Steuerung

und Ordnung von Freiflächenphotovoltaikanlagen in Betracht zieht.

Aufgrund der gegebenen Umstände ist zur Sicherung der geordneten städtebaulichen

Entwicklung in dem Sammelbereich Nr. 30 „Bahnholzer-Weg-Äcker, Alexanderswin-

kel" die Bestimmung von Flächen erforderlich, an denen der Stadt ein Vorkaufsrecht

zustehen soll.

Der Erlass der Vorkaufsrechtssatzung ist daher erforderlich, um im Fall anstehender

Verkäufe in dem Bereich jeweils über die Ausübung eines Vorkaufsrechts entscheiden

zu können.

Ralph Gerst^r

Bürgermeister ^4\^
22

^i
^m-0

ms :^
0

4£^
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Anlagen zu der Begründung der am 26.10.2023 beschlossenen

Vorkaufsrechtssatzung



^

Niederschrift

über die ordnungsgemäß einberufene öffentliche Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses
der Verwaltungsgemeinschaft am Dienstag, 22. März 2022 von 18:00 Uhr bis 20:00 Uhr in
der Stadthalle Pfullendorf, Jakobsweg 2, 88630 Pfullendorf.

Anwesend:

Vorsitzender

Kugler, Thomas

Gemeinderäte

Aberle, Thomas
Benkler, Edgar
Florus, Jobst, Dr.
Heusel, Klaus
Weißhaupt, Mario
Zoller, Michael

Stellvertretendes Mitglied

Winter, Jürgen, Dr. Vertretung für Peter Feineisen

Verwaltung

Klaiber, Simon
Rade, Nadine

Protokollführer

Blök, Martin

Gemeinde lllmensee

Reichle, Michael
Berenbold, Hubert
Buckel, Jörg

Gemeinde Wald

Grüner, Joachim
Riegger, Michael

Gemeinde Herdwangen-Schönach

Gerster, Ralph
Atzenhofer, Peter
Blender, Patrick



-2-

Entschuldigt:

Gemeinderäte

Feineisen, Peter
Hoffmann, Roswitha

Gemeinde Wald

Fox, Heike

Gemeinde Herdwangen-Schönach

Blender, Sebastian

öffentliche Sitzung

1. Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der WG
Pfullendorf, Herdwangen-Schönach, lllmensee und Wald

035/2022

Herr Bürgermeister Kugler begrüßt und stellt die Mitarbeiter der Firma Planstatt
Senner GmbH vor. Er gibt einen kurzen Rückblick auf die Jahre 2020/21 und
erklärt insbesondere, dass derAufstellungsbeschluss zur Fortschreibung des
gemeinsamen Flächennutzungsplanes im Jahr 2020 stattgefunden hatte.

Herr Bürgermeister Kugler erklärt, dass der Flächennutzungsplan voraussichtlich
in den Jahren 2023/24 vollständig fertig fortgeschrieben sei.

Herr Bürgermeister Kugler erläutert weiter den Sachstand hinsichtlich des in der
Fortschreibung befindlichen Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben (§ 12
Abs. 10 LPIG) und dessen Stadium vergleichbar mit demjenigen des § 33
BauGB.

Herr Müller von der Firma Planstatt Senner GmbH Erläutert den Anlass und den

Zweck der Fortschreibung des Flächennutzungsplans der vereinbarten
Verwaltungsgemeinschaft. Anlass der Flächennutzungsplanfortschreibung ist die
Flächenvorstellung sowie die Präsentation der Bedarfsberechnung.

Dies wiederum bezweckt, dass hinsichtlich der

Flächennutzungsplanfortschreibung in die frühzeitige Offentlichkeits- und
Behördenbeteiligung nach §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB als nächster
Verfahrensschritt übergeleitet werden kann.



-3-

Herr Müller erläutert die Rahmenbedingungen für die
Flächennutzungsplanfortschreibung und präsentiert den Anwesenden kurz die
verschiedenen Planungsebenen (vom Landesentwicklungsplan -auf
Landesebene - bis zum Bebauungsplan - auf gemeindlicher Ebene).

Herr Müller erklärt in dem Zusammenhang konkludent, dass der gemeinsame
Flächennutzungsplan auch gewisse raumordnungsrechtliche Bedeutung hat,
wobei das Gegenstromprinzip (§ 2 Abs. 2 LPIG, § 1 Abs. 3 ROG) weiterhin
Berücksichtigung findet.

Herr Müller erklärt weiter, dass die Bedarfsberechnung anhand der
Wohnbauflächenbedarfsberechnung von der Fa. Planstatt Senner erstellt wurde
(genauer: Der Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs. 2 BauGB des Ministeriums
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau).

Herr Müller erläutert die Ausgangstage bei der Bedarfsberechnung:

Anfangs, vor dem Aufstellungsbeschluss im Jahr 2020, war beabsichtigt, den
gemeinsamen Flächennutzungsplan lediglich bis zum Jahr 2035 fortzuschreiben.
Zu diesem Zeitpunkt gab die Fa. Planstatt Senner bereits die ersten
Berechnungen an die jeweiligen Fachbehörden weiter.

Dann wurde jedoch Ende des Jahres 2020 ebenfalls bekannt gemacht, dass der
Regionalplan Bodensee-Oberschwaben fortschrieben werden sollte.

Dies war dann wiederum Anlass, nochmalige Neuberechnungen aufzustellen
wegen des in Aufstellung befindlichen Regionalplans (§ 12 Abs. 10 LPIG) und
den Flächennutzungsplan nun bis zum Jahre 2040 fortzusch reiben.

Die derzeitige Neuberechnung wurde anhand der Bevötkerungsprognose auf
Basis der Daten des statistischen Landesamtes von Baden-Württemberg
vorgenommen.

Auf Nachfrage von Herrn Zoller, was geschehe, wenn die Prognose in krasser
Weise nicht eintrete, antwortet Herr Bürgermeister Kuglerwie folgt:
Wenn zu viele Flächen mit dem Flächennutzungsplan als vorbereitenden
Bebauungsplan überplant sind, stellt dies kein Problem dar, da es keine
Umsetzungsverpflichtung des Flächennutzungsplans gibt. Sollte denn je zu
wenig Flächen in der Flächennutzungsplanfortschreibung dargestellt sein, viele
gegebenenfalls eine Nachjustierung an. Gegebenenfalls können auch mit einer
teilsektoralen Anpassung des Flächennutzungsplans reagiert werden,
beispielsweise nur bezogen aufWohnbau.

Herr Müller erläutert weiter die Flächenbedarfsberechnung. Es wird insbesondere
betont, dass dem Gebiet der Verwaltungsgemeinschaft eine entscheidende
Entlastungsfunktion für den Bodenseeuferraum zukommt.
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Herr Müller erklärt vorweg, dass ca. 71,1 ha an zusätzlicher Fläche für den
Wohnungsbau in derVerwaltungsgemeinschaft bei der
Flächennutzungsplanfortschreibung anfallen.

Herr Müller konstatiert außerdem, dass es keine genauen Vorgaben für die
Fortschreibung des Flächennutzungsplans hinsichtlich der gewerblichen
Bauflächen gibt. Er bemerkt in dem Zusammenhang aber, dass die Fa. Planstatt
Senner das sog. GIFPRO-Modell angewandt hatte. Hiernach fallen ca. 60,5 ha
an zusätzlichen Flächen für gewerbliche Bauflächen in der
Verwaltungsgemeinschaft im Rahmen der Flächennutzungsplanfortschreibung
an.

Hinsichtlich der Methodik der Flächenfindung merkt Herr Müller an, dass die Fa.
Planstatt Senner sich hierfür eines mehrstufigen Verfahrens bedient hat. Dieses
ist wie folgt:

(1) Unterbreitung von Flächenvorschlägen
(2) Flächenbewertung
(3) Auswahl der bewerteten Flächen für den Vorentwurf der

Flächennutzungsplanfortschreibung
(4) ausgewählte Flächen in den Erstentwurfder

Flächennutzungsplanfortschreibung

Herr Müller erläutert weiter, dass die Bewertung anhand einer hierfür erstellten
Bewertungsmatrix vorgenommen wurde.

Herr Müller präsentiert die jetzige Auswahl der Flächenbewertung für den
Vorentwurf in gebotener Kürze anhand einer Präsentation, die der Niederschrift
als Anlage beigefügt ist.

Auf Nachfrage von Herrn Dr. Florus bei den gewerblichen Bauflächen, ob nicht
zwischen GE- und GI-Gebieten unterschieden werden müsse, antwortet Herr

Müller, dass dies zwar im Flächennutzungsplan möglich, aber nicht notwendig
ist.

Die Auswahl der jeweiligen Flächenbewertung für den Vorentwurf für jede
Gemeinde endet mit einer Zusammenfassung von Herrn Müller.

Herr Müller thematisiert weiter, dass Standorte für erneuerbare Energien im
Flächennutzungsplan, bzw. dessen Fortschreibung, ebenfalls dargestellt werden
würden. Er erklärt jedoch, dass sich dies derzeit noch in Arbeit befindet und nicht
von dem heutigen Beschlussvorschlag umfasst ist.

Herr Müller erklärt die Hintergründe für dieses Vorhaben. Einerseits macht das
Klimaschutzgesetz entsprechende Vorgaben, welche Umsetzung in den
Regionalplänen finden sollen. Das bedeutet, die eigentliche planungsrechtliche
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Umsetzungsebene sind die Regionalpläne. Andererseits kann auch ein
Vorweggriff in den Ftächennutzungsplänen gemacht werden (was wegen der
nicht abschließenden Darstellungsmöglichkeiten in den Flächennutzungsplänen
gemäß § 5 Abs. 2 BauGB möglich ist).

Herr Müller gibt bekannt, dass derzeit die Ermittlung von Potenzialflächen in
Arbeit ist. Diese werden bis zum Stadium der förmlichen Öffentlichkeit- und
Behördenbeteiligung (§§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB) in den
Flächennutzungsplanentwurf eingearbeitet.

Auf Nachfrage von Herrn Riegger, ob bei dem Flächenanteil von 2 % für
erneuerbare Energien auch die Ausgleichsflächen mitenthalten seien, wird dies
von Herrn Müller und Herrn Bürgermeister Kugler verneint.

Herr Atzenhofer hinterfragt die Notwendigkeit der Darstellung der Flächen für
erneuerbare Energien bzw. Ausgleichsflächen. Hierauf erwidert Herr
Bürgermeister Kugler, dass die Verwaltung hier an das Recht, insbesondere das
Klimaschutzgesetz, gebunden ist.

Herr Müller gibt die weitere Vorgehensweise und das momentane
Verfahrensstadium wie folgt bekannt:

Aufstellung und Scoping zur Flächennutzungsplanfortschreibung im Jahr
2020;

Anpassung des Flächennutzungsplanentwurfs für die Fortschreibung in
den Jahren 2020/21;

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden sowie Träger
öffentlicher Belange im Frühjahr 2022 mit einer angedachten Dauer von
zwei Monaten für die Offenlage;

Sichtung und Beginn der Auswertung der rückläufigen Stellungnahmen
der Öffentlichkeit, Behörden und Träger öffentlicher Belange zur
Fortschreibung Ende Mai - Anfang Juli 2022.

Im Anschluss ergeht folgender Beschluss:

Auf den Beschlussvorschlag mit Sitzungsvorlage Nr. 035/2022 und Aktenzeichen
621.31 ergeht der folgende, von Herrn Bürgermeister Kugler in der Sitzung
sachdienlich gefasste Beschlussvorschlag:

1. Der gemeinsame Ausschuss bestätigt die in den Entwurf des
Flächennutzungsplanes aufgenommenen Flächen und erteilt die
Freigabe für die erste, frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und
Behörden sowie Träger öffentlicher Belange.



-6-

2. Die Fa. Planstatt Senner arbeitet die Thematik hinsichtlich der

erneuerbaren Energien auf. Insofern wird der gemeinsame
Flächennutzungsplan separat teilsektoral fortgesch rieben.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss ortsüblich
bekanntzumachen.

Abstimmungsergebnis:

15 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen.

2. Biotopverbundkartierung der WG Pfullendorf, Herdwangen-
Schönach, lllmensee und Wald

041/2022

Herr Bürgermeister Kugler leitet in der Sitzung über zum nächsten Punkt und
spricht die Biotopverbundkartierung an. Herr Bürgermeister Kugler erläutert
insbesondere die gesetzlichen Hintergründe im Naturschutzgesetz (§ 22
NatSchG).

Näheres in der Sache wird anschließend von Frau Schmid wie folgt präsentiert:

Die Biotopverbundkartierung bezweckt die Schaffung von Biotopnetzwerken, um
insbesondere so wandert Bewegungen der Fauna zu ermöglichen. Hierzu
können Biotope als sogenannte Trittsteine, aber auch als Korridore, usw.,
dienen.

Frau Schmid erklärt weiter, dass auf diese Weise die in der Vergangenheit immer
welter zurückgegangene Durchlässigkeit der Landschaft erhalten und
gegebenenfalls weiter ausgebaut werden soll.

Die Landesanstalt für Umwelt von Baden-Württemberg hat den Biotopverbund
bereits landesweit kartiert, dass auf öffentlich zugänglich ist.

Das Problem hierbei ist allerdings, dass die Daten nur digital generiert wurden.
Auch die dargestellten Kernflächen bei der digital geschehenen
Biotopverbundkartierung sind lediglich Überlagerungen von bereits geschützten
Gebieten.

Frau Schmid gibt das gesetzgeberische Ziel wieder, wonach bis zum Jahr 2030
mindestens 15 Prozent Offenland der Landesfläche der Biotopverbundkartierung
zugewiesen werden müssen, bis zum Jahr 2023 sind es mindestens 10 Prozent.

Hinsichtlich der weiteren Vorgehensweise trägt Frau Schmid Folgendes vor:
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Um das gesetzgeberische Ziel in der Verwaltungsgemeinschaft zu erreichen,
müssen insgesamt 1700 ha portiert werden, derzeit sind im Gebiet der
Verwaltungsgemeinschaft ca. 850 ha bekannt/existent.

Als Phase 1 bei der weiteren Vorgehensweise gibt Frau Schmid an, dass hier
zunächst eine Datenauswertung ansteht, mit anschließendem Skorpion und der
nachfolgenden Übersichtsbegehungen über die jeweiligen Flächen.

Als Phase 2 steht eine Einarbeitung der in Betracht kommenden Flächen in den
Bestandsplan des Flächennutzungsplanentwurfs an. Hierbei sind auch
Maßnahmenpläne und -konzepte für die jeweils geeigneten Flächen zu erstellen.

Einen groben Zeitplan gibt Frau Schmid wie folgt an:

Das Scoping mit den zuständigen Fachbehörden soll Ende März / April
2022 erfolgen,

die Flächenbegehungen sollen im Sommer 2022 stattfinden, sodass

erste Unterlagen im Herbst 2022 fertig sind und

die Öffentlichkeit Ende des Jahres 2022 einbezogen werden kann.

Eine erste Umsetzung der Biotopverbundkartierung soll jedenfalls bis Ende 2024
stattfinden.

Es kommt zu folgenden weiteren Fragestellungen:

Auf Nachfrage von Herrn Bankier antwortet Herr Bürgermeister Kugler, dass die
Kartierung eigentümerunabhängig geschieht.

Auf Nachfrage von Herrn Riegger antwortet Herr Bürgermeister Kugler, dass die
Maßnahmen ökokontofähig sind. Es wird darauf hingewiesen, dass Ökopunkte
handelbarsind.

^1

Auf Nachfrage von Herrn Aberle antwortet Herr Bürgermeister Kugler, dass
derzeit noch offen ist, wer die tatsächliche Ausführung macht, das bedeutet es ist
derzeit noch offen, wer die tatsächlichen Biotopnetzwerke bildet. Derzeit ist nur
die Aufarbeitung geschuldet, jedoch gibt es bislang noch keine Verpflichtung für
eine tatsächliche Umsetzung.

Auf Nachfrage von Herrn Benkler antwortet Herr Bürgermeister Kugler, dass es
zu keinen automatischen Aneignungen von kartierten Flächen durch die Stadt
kommen kann und wird. Herr Bürgermeister Kugler erklärt insbesondere, dass
wenn eine Wiese jetzt brach liege und gegebenenfalls die Voraussetzungen
eines Biotops erfüllt, dass es ein Biotop ist, unabhängig davon ob eskortiert sei
oder nicht.
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Auf Anregung von Herrn Dr. Florus, ob man nicht als Gemeinde nachdenken
sollte, größere Flächen von Privaten anzukaufen, weil der Privatmann dies
vermutlich nicht stemmen wird können, antwortet Herr Bürgermeister Kugler eher
ablehnend.

Herr Bürgermeister Reichle erklärt, dass jetzt der richtige Zeitpunkt sei um die
Maßnahme durchzuführen. Er sieht die Kartierungsmaßnahmen als Chance, da
herausgefunden werden muss, wo Ausgleichsflächen liegen.

Herr Bürgermeister Kugler gibt weitere Erläuterungen an Herrn Benkler.

Da keine Wortmeldungen erscheinen, gibt Herr Bürgermeister Kugler den
Beschlussvorschlag laut Sitzungsvorlage zur Abstimmung frei.

Im Anschlussergeht folgender Beschluss:

Der gemeinsame Ausschuss stimmt der Einarbeitung der Biotopverbundplanung
im Zuge der laufenden Fortschreibung in den Flächennutzungsplan zu.

Abstjmmyngsergebnis:

16 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen.

Bürgermeister Gemeinderat Schriftführer
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Im Rathaus gilt weiterhin
die Maskenpflicht
Pfullendorf/hsg - Unab-
hängig von den geän-
derten Maßnahmen der
Landesregierung zur Be-
kämpfung der Corona Pan-
demie gilt im Rathaus und
in den städtischen Dienst-
stellen vorläufig weiter-
hin die Maskenpflicht. Die
Gebäude dürfen nur mit
einer FFP2- oder gleich-
wertigen Maske betreten
werden.

Entsprechend dem Willen
der Landesregierung sind seit
Montag die Corona-Maß-
nahmen erneut gelockert. In

den meisten Lebensbereichen
entfallen Maskenpflicht und
Zugangsregeln. Aufgrund der
weiterhin hohen Infektions-
zahlen im Kreis Sigmaringen
und um den Ablauf und die
Handlungsfähigkeit der Ver-
waltung nicht zu gefährden,
hat sich die Stadt Pfullen-
darf dazu entschieden, von
ihrem Hausrecht dahinge-
hend Gebrauch zu machen,
dass weiterhin im Rathaus
und allen nachgeordneten
Dienststellen Personen ab
Vollendung des 18. Lebens-
Jahrs eine Atemschutzmaske
mit dem Standard FFP2 oder

gleichwertig tragen müssen, bis einschließlich 17 Jahren
Für Kinder ab sechs Jahren ist eine medizinische Mas-

Liebe Leserinnen und Leser,
Liebe Anzeigenkunden,

Pfullendorf aktuell legt auch in diesem Jahr eine einwö-
chige Osterpause ein Die letzte^ Ausgabe vor Ostern er-
scheint am Mittwoch, 13. April. Der Redaktionsschlussfür
diese Ausgabe muss aus technischen Gründen auf Don-
nerstag, 7 April, um 16 Uhr vorverlegt werden. Anzeigen
für diese Ausgabe werden bis Freitag, 8. April, um 1 2 Uhr
angenommen. Die erste Ausgabe nach der Pause finden
Sie am Mittwoch, 27. April, in Ihrem Briefkasten. Redak-
tionsschluss für diese Ausgabe ist am Freitag, 22. April, um
16 Uhr. Anzeigen werden bis Freitag, 22. April, um 12 Uhr
angenommen. Um Beachtung wird gebeten.

Ihr Team von Pfullendorf aktuell

fflUJIiERSERVICE
• Abfuhr Restmüll
Freitag, 8. April
RM 2 +3 +7= Kernstadt,
südlich der Bahnlinie, östlich
der Gartenstraße, Sonnen-
rain/Kogenäcker, Hesselbühl
Samstag, 9. April
RM 4+ 5 = Ortsteile
Montag, 11. April
RM 1 +6 = Kernstadt, nörd-
lich der Bahnlinie, östlich
der Martin-Schneller-Straße,
nördlich der Friedhofstraße

• Öffnungszeiten
Bürgerbüro
Es besteht Maskenpflicht
Mo., Di., Mi., Fr. 8-16 Uhr
Donnerstags 8-18 Uhr
Samstags 9-12 Uhr

• Kfz-Zulassungsstelle im
Bürgerbüro

Temiinvereinbarung erforderlich:
wvwv.landkreis-sigmaringen.de/
de/KFZ-Zulassung
Mo., Di., Mi., Fr. 8- 16 Uhr
Donnerstags 8-18 Uhr
Samstags 9-12 Uhr

• Rathaus

Es besteht Maskenpflicht
Montags - freitags 8-12 Uhr
Dienstags 14-16 Uhr
Donnerstags 14-18 Uhr

• Hallenbad
Montags 16.30-18 Uhr
(Frauenschwimmen)
Dienstags 16.30-18 Uhr
Mittwochs 17-21 Uhr
(ab 19.30 Uhr nur Erwachsene)
Samstags 14-17 Uhr
Sonntags 9-12Dhr

Recyclinghof
Es besteht Maskenpflicht
Dienstags
Mittwochs
Donnerstags
Freitags
Samstags

10- 13 Uhr
14-18uhr
16-19uhr
14-18uhr
9-13uhr

Stadtbücherei
Es besteht Maskenpflicht
Di, Do., Sa., 10-12.30Uhr
Di., Do, Fr, 14-18uhr

Tourist-Information
Es besteht Maskenpflicht
Mo-Do.,9-12, 14-16Uhr
Freitag, 9- 12 Uhr
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Öffentliche Bekanntmachung

Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der Verwaltungsgemeinschaft Pfullendorf,
Herdwangen-Schönach, lllmensee und Wald
Der Gemeinsame Ausschuss der Verwaltungsgemeinschaft Pfullendorf, Herdwangen-Schönach, lllmensee und Wald hat am 22.03.2022 in öffentli-
eher Sitzung den Vorentwurf zur Fortschreibung des Flächennutzungsplanes mit Begründung und Umweltbericht gebilligt und die öffentliche Aus-
legung des Planentwurfs nach § 3 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Der Vorentwurf des Flächennutzungsplans mit Begründung und Umweltbericht, jeweils in der Fassung vom 25.03.20022, wird in der Zeit vom
19. April bis einschließlich 19. Mai 2022
^eim Fachbereich II Baurecht/Umwelt der Stadt Pfullendorf, Kirchplatz 3, Zimmer Nr. 1.04 Herr Greinacher, während der üblichen Dienststunden öf-
fentlich ausgelegt. Dabei wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung der Planung gegeben.
Desweiteren findet die öffentliche Auslegung zeitgleich an folgenden Stellen statt:

Bürgermeisteramt Herdwangen-Schönach, Dorfstr. 49
88634 Herdwangen-Schönach, Rathaus, Zimmer Frau Fischer

Bürgermeisteramt lllmensee, Kirchplatz 5,
88636 lllmensee, Rathaus, Zimmer Frau Spähler

Bürgermeisteramt Wald, Von Weckenstein-Str. 19
88639 Wald, Rathaus, Zimmer Nr. 16 Herr Wenzler

Die von der Fortschreibung betroffenen Grundstücksflächen samt Begründung, Umweltbericht können auf der Homepage der Stadt Pfullendorf ein-
gesehen werden. Die Unterlagen finden Sie unter folgendem Link:

http://www.pfullendorf.de/stadVrathaus/bauen-und-wohnen
bei Beteiligung an laufenden Bauleitplanverfahren. j

Während dieser Auslegungsfrist können beim Fachbereich II, BaurechüUmwelt der Stadt Pfullendorf sowie den weiteren o.g. Stellen Stellungnahmen
schriftlich, mündlich zur Niederschrift oder elektronisch abgegeben werden. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlichen Belange werden zum
Planentwurf angehört.

Die Flächenfestlegungen nach der derzeit laufenden Biotopverbundplanuna sowie der Festlegung von Potentialflächen der Sonderbauflächen für
Windenergieanlagen und Freiflächen-PV-Anlagen sind derzeit im Vorentwurf des Flächennutzungsplans noch nicht enthalten, diese werden zu einem ;
späteren Zeitpunkt mit dem Flächennutzungsplan zusammengeführt und deshalb zur gegebenen Zeit vorab noch öffentlich bekannt gemacht und
öffentlich ausgelegt.

Erläuterung zum Flächennutzungsplanverfahren/Ziele und Zwecke der Planung
Der Flächennutzungsplan wird als vorbereitender Bauleitplan zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung für das Gebiet der Ver-
waltungsgemein-schaft aufgestellt Aus dem Flächennutzung^plan heraus sind Bebauungspläne als verbindliche Bauleitpläne zu entwickeln. Aus
diesem Grund können aus dem Flächennutzungsplan keine direkten Ansprüche auf die Nutzung des Grundstücks entsprechend der Darstellung des
Flächennutzungsplans abgeleitet werden.
Mit der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans werden die städtebaulichen Planungsziele der Gemeinden geprüft und gegebenenfalls
neu definiert, die Plandarstellungen des gültigen Flächennutzungsplans inhaltlich überarbeitet und werterentwickelt. Der gültige Flächennut'zungs-
plan entspricht nicht mehr den Anforderungen an das Planinstrument Insbesondere neue und sich geänderte ^ahmenbedingungen bezüglich der |
Bevölkerungsentwicklung und des Wohnraumbedarfs der Arbeits- und Wirtschaftssituation, der Verkehrs- und Erschließungsinfrastruktur sowie des
Landschafts- und Naturraums erfordern eine Überarbeitung. Dies ist Anlass, den bestehenden Flächennutzungsplan mit einem Planungshorizont bis
zum Jahr 2040 fortzuschreiben.
Ziel und Zweck der Planung ist die Sicherung einer langfristigen und nachhaltigen Gemeindeentwicklung vor dem Hintergrund des demografischen
Wandels, der Wohnraumversorgung, der Sicherung als Wirtschaftsstandort und den Folgen klimatischer Veränderungen.

I

I
3
s

3

Umweltbericht 3
Für die Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans wurde gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt und ein Um-
weltbericht in der Fassung vom 25.03.2022 erstellt.

s

Pfullendorf, den 06.04.2022 I

Thomas Kugler, Bürgermeister
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Auszug

aus der Niederschrift über die ordnungsgemäß einberufene öffentliche Sitzung des
Gemeinderates Pfullendorf vom Donnerstag, 30. März 2023.

17. Grundsafczbeschluss zum Umgang mit Flächen für Windenergie 038/2023
und Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Rahmen des Flächen-
nutzungsplans

Gemeinderat Abt ist bei diesem Tagesordnungspunkt befangen. Er rückt vom Rats-
tisch ab und nimmt im Zuhörerbereich Platz.

Bauamtsleiterin Rade stellt den Tagesordnungspunkt anhand der Sitzungsvorlage
vor.

Da keine Wortmeldungen vorliegen, gibt Bürgermeister Gerster den Beschlussvor-
schlag laut Sitzungsvorlage zur Abstimmung frei.

Im Anschluss ergeht folgender Beschluss:

1.
Der Gemeinderat beschließt Flächen für Windenergie nicht in den Flächennutzungs-
plan aufzunehmen.

2.
Der Antrag vom 17.02.2023 auf Aufstellung eines Bebauungsplanes für Freiflächen-
Photovoltaikanlagen Gemarkung Denkingen, vorder Prüfung im Rahmen der Forst-
Schreibung des Flächennutzungsplans wird abgelehnt.

3.
Die Verwaltung wird beauftragt Anfragen von Dritten für Bebauungspläne für Freiflä-
chenphotovoltaikanlagen bis zur endgültigen Ausarbeitung der
Schwerpunktflächen im FNP-Verfahren abzulehnen,

Abstimmungseraebnis:

22 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen.

Gemeinderat Abt kehrt wieder an den Ratstisch zurück.

Diesen Auszug erhalten:

0 Bauverwaltung, Frau Rade zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlassung.
Die Übereinstimmung vor-/ um

stehender Abschrift / Fotokopie
^--, mit dem vorgelegten
^-r--- wird bestätigt. ^ ^ ^^^pfutlendorf.'den ^:.M^^

Stadtverwaltung Pfullendorf, 28.04.2023 Bürgermeisteramt


